
EUROPÄISCHE KOMMISSION 

JURISTISCHER DIENST 
Der Generaldirektor 

Brüssel, den 2& 11. 2013 

Per E-mail 

Herrn Steinke 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx@xxxxxxxx.xxx 

Betr.: Antrag auf Zugang zu Dokumenten 

Bezug: Ihre E-Mail vom 22. Dezember 2012, registriert am 27. Dezember 2012 
unter GESTDEM 2012/5999 

Sehr geehrter Herr Steinke, 

ich beziehe mich auf Ihren oben genannten Antrag auf Dokumentenzugang im 
Zusammenhang mit den Rechtssachen F-44/05, T-225/05 und F-44/05RENV (Guido 
Strack / Kommission), T-526/08P Kommission / Guido Strack, T-670/11 und T-65/12P 
(Guido Strack / Kommission) gemäß Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang 
der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission1. 

1. GEGENSTAND IHRES ANTRAGS 

Ihr Antrag ist sehr umfangreich und bezieht sich auf alle Dokumente im Zusammenhang 
mit der Verwaltungsphase als auch im Zusammenhang mit den Verhandlungen vor dem 
Gericht für den öffentlichen Dienst und dem Gericht, einschließlich der Verträge mit 
externen Rechtsanwälten. 

Der die Verwaltungsphase betreffende Teil Ihres Antrags wurde der General direktion 
Humanressourcen und Sicherheit (GD HR), die Ihnen Ende Januar geantwortet hat2, 
unter dem Aktenzeichen GESTDEM 2013/0216 zugewiesen. 

2. VORSCHLAG EINER AUSGEWOGENEN LÖSUNG 

Ende Dezember 2012 gingen bei der Kommission drei Anträge auf Zugang zu sämtlichen 
Dokumenten betreffend zehn Rechtssachen ein, bei denen Herr Strack Partei war. Diese 
Anträge wurden von limen und zwei anderen Mitgliedern des Vorstands der Organisation 
„ W h i s t l e b l o w e r "  g e s t e l l t ,  d e r e n  V o r s i t z e n d e r  H e r r  S t r a c k  i s t .  

1 ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43. 
2 Schreiben vom 23. Januar 2013, registriert unter Aktenzeichen Ares(2013)81878. 
3 Diese Informationen wurden veröffentlicht auf der Website 

http://www.whistleblower-net.de/uber-uns/vorstand/ 

Europäische Kommission, B-1049 Brüssel - Belgien. Telefon: (32-2) 299 11 11. 
Büro: BERL 1/80. Telefon: Durchwahl (32-2) 295 51 50. Fax: (32-2) 295 24 87. 
E-Mail: xxxx.xxxxxxxxxxxxxx@xx.xxxxxx.xx 
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Eine erste Prüfung Ihres Antrags ergab, dass er sich auf eine große Zahl von Dokumenten 
bezieht und dass diese erst sorgfältig und eingehend geprüft werden müssen, da sie 
möglicherweise personenbezogene Daten enthalten, die nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 zu schützen sind. 

In Anbetracht des erforderlichen Arbeitsaufwands und der genannten beiden weiteren 
Anträge teilte Ihnen der Juristische Dienst am 18. Januar 2013 per E-Mail mit, dass er 
nicht in der Lage sein würde, Ihrem Antrag binnen der in Artikel 7 der Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 vorgesehenen Frist zu entsprechen. Gemäß Artikel 6 Absatz 3 der 
Verordnung wurden Sie gebeten, Ihren Antrag zu überdenken, seinen Umfang zu 
begrenzen und zu präzisieren und anzugeben, in welcher Reihenfolge die Dokumente zur 
Verfügung gestellt werden sollten. Per E-Mail vom 29. Januar 2013 lehnten Sie diesen 
Vorschlag ab und bestätigten Ihren Erstantrag. 

Nachstehend finden Sie die Antwort des Juristischen Dienstes zu Ihrem Antrag, soweit er 
die Dokumente im Zusammenhang mit den Gerichtsverfahren F-44/05, T-225/05, F-
44/05RENV, T-526/08P, T-670/11 und T-65/12P betrifft. 

3. DOKUMENTE AUS DEN GERICHTLICHEN VERFAHREN 

Nach Prüfung der Akten des Juristischen Dienstes wurde festgestellt, dass folgende 
Unterlagen unter Ihren Antrag fallen: 

Rechtssachen F-44/05 und T-225/054 Guido Strack / Kommission 
1. JUR(2005)45669 - Bitte um Stellungnahme seitens der ehemaligen GD ADMIN 
2. ADMIN.B.2/D(05)18388 - Antwort der ehemaligen GD ADMIN auf die Bitte um 

Stellungnahme 
3. JURM(2005)9193 - Einrede der Unzulässigkeit 
4. CONT(2005)8632 - Beschluss vom 8. Dezember 2005 (Einrede der Unzulässigkeit 

für das endgültige Urteil vorbehalten) 
5. JURM(2006)9042 - Klagebeantwortung 
6. JURM(2006)9159 - Gegenerwiderung 
7. JUR(2007)45564 - Information über den Kommissionsbeschluss vom 

28. April 2004 
8. JUR(2008)45244 - Vermerk zum Urteil an das OPOCE, die ehemalige GD ADMIN 

und das PMO 
9. LETT(2008)45111 - Vermerk der ehemaligen GD ADMIN an das PMO 
10. K(2008)6680 - Beschluss der Kommission zur Einlegung eines Rechtsmittels gegen 

das Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 25. September 2008 in der 
Rechtssache F-44/05 

Rechtssache F-44/05RENV 
11. Ares(2011)346522 - Vollmacht 
12. Ares(2011)409112 — Schriftliche Bemerkungen 
13. Ares(2011)1055262 - Bemerkungen zum Aussetzungsantrag 
14. Ares(2011)1135960 - Bemerkungen zur mündlichen Anhörung 
15. Ares(2011)1242523 - Antwort auf die Fragen des Gerichts für den öffentlichen 

Dienst CST 

4 Per Beschluss vom 8. Dezember 2005 wurde die Rechtssache T-225/05 dem Gericht für den 
öffentlichen Dienst übertragen und unter der Nummer F-44/05 registriert. 
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16. Ares(2011)1394481 - Antwort auf eine Frage zu Punkt 8 des Berichts 
17. Ares(2012)172300 - Bemerkungen zum Beschluss vom 7. Dezember 2011 
18. Ares(2012)358115 - Schreiben an das Gericht für den öffentlichen Dienst 

Rechtssache T-526/08P 
19. JUR(2009)45026 - Beschluss der Kommission zur Einlegung eines Rechtsmittels 

gegen das Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 25. September 2008 
in der Rechtssache F-44/05 

20. JURM(2008)9202 - Rechtsmittel 
21. PVR(2008)949 - Vollmacht 
22. JURM(2009)9116 - Gegenerwiderung nach Anschlussrechtsmittel des Klägers 
23. JUR(2009)45408 - Schreiben an das Gericht fur den öffentlichen Dienst (höhere 

Gewalt) 

Rechtssache T-670/11 

Es konnten keine Kommissionsdokumente ermittelt werden, da das Gericht aufgrund 
eines Antrags auf Einstellung des Verfahrens beschlossen hat, die Rechtssache im 
Register zu streichen5. 

Rechtssache T-65/12P 
24. Ares(2012) 126074- Vollmacht 
25. Ares(2012)548324 - Antwort 

4. BEURTEILUNG 

Nach eingehender Überprüfung dieser Dokumente kann ich Ihnen mitteilen, dass gemäß 
der Verordnung vollständiger Zugang gewährt werden kann mit Ausnahme der folgenden 
personenbezogenen Daten, die entsprechend den Rechtsvorschriften der Europäischen 
Union über den Schutz personenbezogener Daten unter die Ausnahmeregelung von 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b) („Schutz personenbezogener Daten")6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 fallen: 

a) die Namen der Mitglieder des Berufsunfähigkeitsausschusses: Dokument unter 
Nummer 3 (Aktenzeichen JURM(2005)9193, Seite 2); 

b) die Namen der Mitglieder des Vorauswahlgremiums und die Namen der vom 
Vorauswahlgremium im Auswahlverfahren COM/A/057/04 vorgeschlagenen 
Bewerber: Dokument unter Nummer 5 (Aktenzeichen JURM(2005)9042, von Seite 2 
bis Ende), Dokument unter Nummer 6 (Aktenzeichen JURM(2006)9159, von Seite 3 
bis Ende) und Dokument unter Nummer 22 (Aktenzeichen JURM(2009)9116, 
Seite 12). 

5 http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=fr&num=T-670/l 1 
6 „Die Organe verweigern den Zugang zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung Folgendes 

beeinträchtigt würde: [...] (b) der Schutz der Privatsphäre und die Integrität des Einzelnen, 
insbesondere gemäß den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den Schutz personenbezogener 
Daten 
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Die Offenlegung dieser Informationen, die weder vom Gericht für den öffentlichen 
Dienst noch vom Gericht weitergegeben wurden, würde die Rechte der betroffenen 
Personen auf den Schutz ihrer Privatsphäre verletzen und damit gegen Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 verstoßen. Nach Artikel 8 Buchstabe b 
der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und 
zum freien Datenverkehr7 dürfen personenbezogene Daten einem Empfänger nur 
übermittelt werden, wenn dieser die Notwendigkeit der Datenübermittlung nachweist und 
kein Grund zu der Annahme besteht, dass die berechtigten Interessen der betroffenen 
Person beeinträchtigt werden könnten. Im vorliegenden Fall wurde die Notwendigkeit der 
Offenlegung der Daten meines Erachtens nicht nachgewiesen8. 

Folglich erhalten Sie als Anlage eine Kopie der Dokumente Nr. 1, 2, 4, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 
13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 23, 24 und 25. Beigefügt finden Sie auch eine 
geschwärzte Fassung der Dokumente Nr. 3, 5, 6 und 22, in denen die unkenntlich 
gemachten Namen durch die vom Gerichtshof für den öffentlichen Dienst in seinem 
Urteil vom 25. September 2008 in der Rechtssache F-44/05 und vom Gerichtshof in 
seinem Urteil vom 9. Dezember 2010 in der Rechtssache T-526/08P verwendeten 
Initialen ersetzt wurden. 

Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass diese Dokumente ohne vorherige Genehmigung der 
Kommission weder vervielfältigt noch zu kommerziellen Zwecken verbreitet werden 
dürfen. 

Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass das Dokument unter der Nummer 1 das Datum 
der Versetzung in den Ruhestand des Antragstellers aus Gründen der Dienstunfahigkeit 
falsch widergibt. Daher wurde dieses Datum unkenntlich gemacht. Das richtige Datum 
wurde in dem genannten Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 
25. September 20089 veröffentlicht. 

5. DOKUMENTE VON DRITTEN: Vom Antragsteller vorgelegte und von den 
Gerichten erstellte Dokumente 

Was einerseits die von Herrn Strack beim Gericht für den öffentlichen Dienst und beim 
Gericht in den Rechtssachen F-44/05, T-225/05, F-44/05RENV, T-526/08P, T-670/11 
und T-65/12P eingereichten Schriftstücke und andererseits die von diesen Gerichten 
erstellten Dokumente anbelangt, ist die Kommission der Auffassung, dass diese nicht 
unter die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 fallen. Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
basiert auf Artikel 25510 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der mit 
dem Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags am 1. Dezember 2009 durch Artikel 15 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) ersetzt wurde. Zwar wird durch 
Artikel 15 Absatz 3 AEUV das Recht auf Zugang zu Dokumenten der Organe, Einrichtungen 

7 ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1. 
8 Urteil des Gerichtshofs vom 29. Juni 2010, Rechtssache C-28-08P, Europäische Kommission/The 

Bavarian Lager Co. Ltd., Randnummern 77-78, Sammlung der Rechtsprechung 2010,1-06051. 
9 http://curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/ 
10 Dieser Artikel galt lediglich flir das Europäische Parlament, den Rat und die Kommission, nicht aber 

für den Europäischen Gerichtshof. 
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und sonstigen Stellen der Union erweitert, doch wird in seinem vierten Unterabsatz festgelegt, 
dass „ [d]dieser Absatz (...) für den Gerichtshof der Europäischen Union (...) nur dann [gilt], 
wenn [er] Verwaltungsaufgaben [wahrnimmt] 

Somit ist eindeutig, dass auch nach der Anpassung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
an den Vertrag von Lissabon die von Dritten vorgelegten Dokumente, wie in diesem Fall 
die Schriftstücke von Herrn Strack, sowie die im Rahmen gerichtlicher Verhandlungen 
erstellten Dokumente des Gerichtshofs der Europäischen Union nicht in den 
Anwendungsbereich des Rechts der Öffentlichkeit auf den Zugang zu Dokumenten 
fallen. Auch die Kommission erhielt gemäß Artikel 20 des Protokolls über die Satzung 
des Gerichtshofs der Europäischen Union nur deshalb eine Ausfertigung der Schriftsätze 
und Unterlagen, weil sie Partei des Verfahrens war11. 

Hinsichtlich der Schriftsätze gerichtlicher Verfahren erklärte der Gerichtshof in seinem 
Urteil in den verbundenen Rechtssachen C-514/07P, C-528/07P und C-532/07P: 
werden nach den Verfahrensordnungen der Unionsgerichte die Schriftsätze nur den 
Verfahrensbeteiligten zugestellt. ... Daher ist festzustellen, dass weder die Satzung des 
Gerichtshofs noch die Verfahr ens Ordnungen ein Recht auf Zugang zu den beim 
Gerichtshof im Rahmen von Gerichtsverfahren eingereichten Schriftsätzen vorsehen. " 12 

Daher ist die Kommission der Auffassung, dass der Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 im Hinblick auf die betreffenden gerichtlichen Verfahren auf die 
Eingaben des Organs selbst begrenzt ist, und dass Eingaben anderer Parteien und 
Unterlagen des Gerichtshofs der Europäischen Union nicht unter die Verordnung fallen. 
Alles andere würde dem Zweck von Artikel 15 AEUV und der Verfahrensordnung des 
Gerichtshofes zuwiderlaufen. 

Daher muss ich Ihnen leider mitteilen, dass Ihnen die Schriftsätze des Klägers und die 
Dokumente des Gerichts für den öffentlichen Dienst und des Gerichts aus den 
Rechtssachen F-44/05, T-225/05, F-44/05RENV, T-526/08P, T-670/11 und T-65/12P 
nicht zur Verfügung gestellt werden können. 

6. RECHTSBEHELF 

Sollte Ihnen an einer Überprüfung der Verweigerung der Offenlegung gelegen sein, so 
können Sie binnen 15 Arbeitstagen nach Erhalt dieses Schreibens bei der 
Generalsekretärin der Kommission unter der nachstehenden Anschrift schriftlich einen 
Zweitantrag stellen. 

Die Generalsekretärin wird Ihnen innerhalb von 15 Arbeitstagen ab Registrierung Ihres 
Antrags das Ergebnis der Überprüfung mitteilen. Sie erhalten entweder Zugang zu den 
nicht offengelegten Dokumentteilen, oder Ihr Antrag wird abgelehnt. Im zuletzt 
genannten Fall wird Ihnen mitgeteilt, welche weiteren Maßnahmen Sie ergreifen können. 

11 ABl. L 115 vom 9.5.2008, S. 215. 
12 Urteil des Gerichtshofs vom 21. September 2010 in den verbundenen Rechtssachen C-514/07P, C-

528/07P und C-532/07P, Schweden / API und Kommission, Randnummern 98 und 99, Sammlung der 
Rechtsprechung 2010, S. 1-08533. 



Bitte richten Sie Ihre Schreiben stets an: 

Die Generalsekretärin 
Europäische Kommission 
B-1049 BRÜSSEL 
xxxxxxxxxx@xx.xxxxxx.xx 

Mit freundlichen Grüßen 

Anlagen: 25 Dokumente 
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